
2. Ist im Licht der in der Richtlinie 2000/43/EG des Rates vom 
29. Juni 2000 zur Anwendung des Gleichbehandlungs
grundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der ethnischen 
Herkunft enthaltenen Regelung Art. 2 Abs. 2 Buchst. b 
dieser Richtlinie dahin auszulegen, dass den Mitgliedstaaten 
eine mittelbare Diskriminierung von Einzelnen aus Gründen 
ihrer ethnischen Herkunft verboten ist, soweit eine inner
staatliche Regelung vorsieht, dass Vor- und Nachnamen von 
Personen anderer Herkunft oder Staatsangehörigkeit in Per
sonenstandsurkunden unter Verwendung von lateinischen 
Buchstaben und ohne diakritische Zeichen, Ligaturen oder 
sonstige Veränderungen der Buchstaben des lateinischen Al
phabets eingetragen werden müssen, die in verschiedenen 
Sprachen gebräuchlich sind? 

3. Sind Art. 18 Abs. 1 des Vertrags zur Gründung der Euro
päischen Gemeinschaft, wonach jeder Unionsbürger das 
Recht hat, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei 
zu bewegen und aufzuhalten, und Art. 12 Abs. 1 dieses 
Vertrags, der die Diskriminierung aus Gründen der Staats
angehörigkeit verbietet, dahin auszulegen, dass sie es den 
Mitgliedstaaten verwehren, in einer innerstaatlichen Rege
lung vorzusehen, dass Vor- und Nachnamen von Personen 
in Personenstandsurkunden nur unter Verwendung von 
Buchstaben der Landessprache eingetragen werden dürfen? 

4. Sind Art. 18 Abs. 1 des Vertrags zur Gründung der Euro
päischen Gemeinschaft, wonach jeder Unionsbürger das 
Recht hat, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei 
zu bewegen und aufzuhalten, und Art. 12 Abs. 1 dieses 
Vertrags, der die Diskriminierung aus Gründen der Staats
angehörigkeit verbietet, dahin auszulegen, dass sie es den 
Mitgliedstaaten verwehren, in einer innerstaatlichen Rege
lung vorzusehen, dass Vor- und Nachnamen von Personen 
anderer Herkunft oder Staatsangehörigkeit in Personen
standsurkunden unter Verwendung von lateinischen Buch
staben und ohne diakritische Zeichen, Ligaturen oder sons
tige Veränderungen der Buchstaben des lateinischen 
Alphabets eingetragen werden müssen, die in verschiedenen 
Sprachen gebräuchlich sind? 

( 1 ) ABl. L 180, S. 22. 

Vorabentscheidungsersuchen des Naczelny Sąd 
Administracyjny (Republik Polen), eingereicht am 13. 
Oktober 2009 — Oasis East sp. z o.o./Minister Finansów 

(Rechtssache C-395/09) 

(2009/C 312/34) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Vorlegendes Gericht 

Naczelny Sąd Administracyjny 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Oasis East sp. z o.o. 

Beklagter: Minister Finansów 

Vorlagefrage 

Berechtigt das Gemeinschaftsrecht (insbesondere Art. 17 Abs. 6 
der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 
1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitglied
staaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteu
ersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage, 
jetzt Art. 176 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. 
November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem) 
einen Mitgliedstaat zur Anwendung nationaler Vorschriften, die 
das Recht des Steuerpflichtigen auf Minderung des Betrags der 
geschuldeten Steuer oder auf Erstattung der Differenz der ge
schuldeten Steuer im Fall des Erwerbs einer Einfuhr von Dienst
leistungen ausschließen, im Zusammenhang mit denen die Zah
lung des Entgelts unmittelbar oder mittelbar an eine Person 
erfolgt, die ihren Wohnsitz, ihren Sitz oder ihre Hauptverwal
tung in einem der im nationalen Recht als sogenannte Steuer
paradiese angeführten Gebiete oder Länder hat, wobei ein sol
cher Ausschluss in dem Mitgliedstaat bereits in der Zeit vor der 
Mitgliedschaft in der Gemeinschaft angewandt wurde? 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale ordinario di 
Bari (Italien), eingereicht am 12. Oktober 2009 — 
Interedil Srl in Liquidation/Fallimento Interedil Srl, Banca 

Intesa Gestione Crediti Spa 

(Rechtssache C-396/09) 

(2009/C 312/35) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale ordinario di Bari 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Interedil Srl in Liquidation 

Beklagte: Fallimento Interedil Srl, Banca Intesa Gestione Crediti 
Spa 

Vorlagefragen 

1. Ist der Begriff „Mittelpunkt der hauptsächlichen Interessen 
des Schuldners“ im Sinne von Art. 3 Abs. 1 der Verordnung 
Nr. 1346/2000 ( 1 ) im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht 
oder dem nationalen Recht auszulegen und — falls die erste 
Alternative zu bejahen sein sollte — was besagt dieser Be
griff und welches sind die entscheidenden Faktoren oder 
Elemente zur Bestimmung des „Mittelpunkts der hauptsäch
lichen Interessen“?
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2. Kann die Vermutung nach Art. 3 Abs. 1 der Verordnung Nr. 
1346/2000, wonach bei Gesellschaften bis zum Beweis des 
Gegenteils vermutet wird, dass der Mittelpunkt ihrer haupt
sächlichen Interessen der Ort des satzungsmäßigen Sitzes ist, 
durch die Feststellung widerlegt werden, dass die Gesell
schaft in einem anderen Staat als dem ihres satzungsmäßi
gen Sitzes einer geschäftlichen Tätigkeit nachgeht, oder ist 
zur Widerlegung der Vermutung die Feststellung erforder
lich, dass die Gesellschaft in dem Staat ihres satzungsmäßi
gen Sitzes keine geschäftliche Tätigkeit entfaltet hat? 

3. Sind die Belegenheit von Immobilien der Gesellschaft in 
einem anderen Mitgliedstaat als dem ihres satzungsmäßigen 
Sitzes, das Bestehen eines Mietvertrags zwischen der Schuld
nergesellschaft und einer anderen Gesellschaft über zwei 
Hotelkomplexe sowie eines Vertrags der Gesellschaft mit 
einem Geldinstitut, Elemente oder Faktoren, die ausreichen, 
um die Vermutung nach Art. 3 der Verordnung 
Nr. 1346/2000 zugunsten des „satzungsmäßigen Sitzes“ 
der Gesellschaft zu widerlegen, und rechtfertigen derartige 
Umstände die Annahme, dass die Gesellschaft „eine Nieder
lassung“ in diesem Staat im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der 
Verordnung Nr. 1346/2000 hat? 

4. Steht, wenn die Entscheidung der Corte di Cassazione über 
die Zuständigkeit in ihrem Beschluss Nr. 10606/2005 auf 
einer Auslegung von Art. 3 der Verordnung Nr. 1346/2000 
beruht, die von der des Gerichtshofs abweicht, Art. 382 der 
italienischen Zivilprozessordnung, wonach die Corte di Cas
sazione über die Zuständigkeit endgültig und verbindlich 
entscheidet, der Anwendung des genannten Artikels in der 
Auslegung des Gerichtshofs entgegen? 

( 1 ) ABl. L 160, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanzhofs 
(Deutschland) eingereicht am 14. Oktober 2009 — 
Scheuten Solar Technology GmbH gegen Finanzamt 

Gelsenkirchen-Süd 

(Rechtssache C-397/09) 

(2009/C 312/36) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesfinanzhof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Scheuten Solar Technology GmbH 

Beklagter: Finanzamt Gelsenkirchen-Süd 

Vorlagefragen 

a) Steht Art. 1 Abs. 1 der Richtlinie 2003/49/EG des Rates 
vom 3. Juni 2003 über eine gemeinsame Steuerregelung 
für Zahlungen von Zinsen und Lizenzgebühren zwischen 
verbundenen Unternehmen verschiedener Mitgliedstaaten ( 1 ) 
EU-Zins- und Lizenzricht- linie (ZLR) einer Regelung ent
gegen, wonach die von einem Unternehmen eines Mitglied
staates an ein verbundenes Unternehmen eines anderen Mit
gliedstaates gezahlten Darlehenszinsen bei dem erstgenann
ten Unternehmen der Bemessungsgrundlage für die 
Gewerbesteuer hinzugerechnet werden? 

b) Falls die erste Frage bejaht wird: Ist Art. 1 Abs. 10 ZLR 
dahin auszulegen, dass es den Mitgliedstaaten auch dann 
freisteht, die Richtlinie nicht anzuwenden, wenn die in 
Art. 3 Buchst. b ZLR genannten Voraussetzungen für das 
Vorliegen eines verbundenen Unternehmens zum Zeitpunkt 
der Zinszahlung noch nicht während eines ununterbroche
nen Zeitraums von mindestens zwei Jahren erfüllt waren? 

Können sich die Mitgliedstaaten in diesem Fall gegenüber 
dem zahlenden Unternehmen unmittelbar auf Art. 1 
Abs. 10 ZLR berufen? 

( 1 ) ABl. L 157, S. 49 

Vorabentscheidungsersuchen des Østre Landsret 
eingereicht am 14. Oktober 2009 — Lady & Kid A/S, 
Direct Nyt ApS, A/S Harald Nyborg, Isenkram und 

Sportsforretning, KID-Holding A/S/Skatteministeriet 

(Rechtssache C-398/09) 

(2009/C 312/37) 

Verfahrenssprache: Dänisch 

Vorlegendes Gericht 

Østre Landsret 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Lady & Kid A/S, Direct Nyt ApS, A/S Harald Nyborg, 
Isenkram und Sportsforretning, KID-Holding A/S 

Beklagter: Skatteministeriet
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